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Nachdem der Aufruf zur Gründung einer Kommunistischen 
Initiative in Deutschland bundesweit verbreitet und diskutiert 
wurde, be! n det sich die Vorform dieser Organisation weiterhin 
in der Sammlungsphase. 
Gesammelt werden ausschließlich Kommunisten, welche sich 
als Marxisten/Leninisten drei Prinzipien uneingeschränkt 
verp" ichten:

1. Wissenschaftliche Weltanschauung der Arbeiterklasse
2. DDR als höchste Err ungenschaft der deutschen Arbei-
terklasse (wie die UdSSR für das Weltproletaria t)
3. Moderner Revisionismus als Basis für  den Sieg der K on-
terrevolution.

Die Sammlung ist bislang erfolgreich verlaufen. Zahlreiche 
Genossinnen und Genossen aus unterschiedlichen Parteien, 
Vereinigungen sowie Parteilose unterstützen die Initiative, 
ohne dabei ihre bisherige politische Arbeit zu vernachlässigen 
oder gar ihre Organisationen zu verlassen. 
Es gilt nun, die Kontakte enger zu knüpfen, die Perspektive 
klar herauszuarbeiten, alle in die Vorbereitung der Gründung 
der KI einzubeziehen.
Der Prozess ist aufgrund der komplizierten Ausgangslage und 
infolge des die kommunistische Bewegung ständig begleitenden 
und diese durchdringenden Revisionismus, also dem Konter-
revolutionär im „marxistischen Mäntelchen“, ein schwieriger 
und langfristiger. Gefordert sind revolutionäre Geduld, Wach-
samkeit und Standfestigkeit.
Zwischenzeitlich haben weitere Parteien, Gruppen, Mitglieder 
sowie Zeitschriften und Privatpersonen auf unser Erscheinen 
reagiert bzw. durch Nichtreagieren auf den Aufruf zur Grün-
dung der KI ihre Position bekannt gegeben.
Einige Mühe, dem Geschehen zu folgen, hatte der „Kopf“  des 
„roten Fuchses“. Seine Verlautbarungen zur KI im Dezem-
berheft sind leider unquali! z iert und stehen im Widerspruch 
zu den vielerorts konstruktiven, sachlichen und kompetenten 
Diskussionen, welche in den Rotfuchs-Gruppen an der Basis 
zum Thema geführt werden.
Es gibt auch Genossen, die eine abwartende Haltung einneh-
men. So etwas ist angesichts des bisherigen Wirrwarrs in der 
kommunistischen Bewegung nicht unverständlich. Die KI 
bietet nun die Gelegenheit, Ordnung in das vom Klassenfeind 
angerichtete Chaos und in den eigenen Kopf zu bringen. Das 
theoretische Fundament für Klarheit wurde in den vorangegan-
genen Jahren mit zahlreichen Arbeiten zum gewesenen euro-
päischen Sozialismus, zum Klassenkampf, zur Charakteristik 
des Imperialismus sowie zum Revisionismus in verschiedenen 
Publikationen unterschiedlicher Herausgeber gelegt.
Zusammengefasst kann man sagen, dass es außer Zustimmung, 
Unterstützung und persönlichem Engagement auch Ignoranz, 
Unentschlossenheit sowie offene und verdeckte Ablehnung 
bis hin zu Feindschaft gegenüber der KI gibt. Das alles über-
rascht uns nicht. Für uns kommt es darauf an, das Ziel nicht 
aus den Augen zu verlieren – die Einheit der Kommunisten in 
Deutschland in Vorbereitung des Vorabends der Revolution. 
Dazu braucht es u.a. einen langen Atem, Klugheit, Standfestig-
keit und Optimismus, woran es uns momentan nicht mangelt. 
Wohlgemerkt: Die Einheit ist nicht per Dekret zu erreichen, 
sondern im Prozess gemeinsamer Arbeit auch und gerade ge-
gen die Widerstände von Sektierern, Spaltern und dogmatisch 
Veranlagten.

In diesem Verständnis nutzten wir eine wichtige Großveranstal-
tung der Linken, die alljährlich in Berlin statt! n dende Rosa-
Luxemburg-Konferenz, sowohl mit einem Stand bei der von 
der „j ungen Welt“ initiierten Veranstaltung in der Urania als 
auch bei der traditionellen Demonstration zum Gedenken an 
die vor 90 Jahren ermordeten Genossen Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht auf dem Friedhof der Sozialisten.
Die Resonanz war durchschnittlich, nicht überwältigend. Das ist 
normal auf einer Veranstaltung der Linken, wo Kommunisten 
naturgemäß eine Minderheit bilden. Dennoch traten Dutzende 
Interessierte an unseren Stand, um mit den Mitgliedern des na-
hezu vollständig anwesenden Vorläu! gen Organisationskomitees 
über die Kommunistische Initiative, deren Ziele und Aufgaben 
ins Gespräch zu kommen, Fragen zu stellen, zu diskutieren oder 
einfach nur Infomaterial entgegen zu nehmen.
In der zweiten Februarhälfte gab es eine weitere Zusammen-
kunft des VOK, auf der wir die Ergebnisse und Mängel der 
bisherigen Arbeit kritisch ansprachen, auswerteten und die 
nächsten Schritte und Aufgaben formulierten. Für ernsthafte 
und konstruktive Kritiken, Hinweise und Stellungnahmen sind 
wir stets offen. Bitte nutzt die angegebenen Kontaktadressen, 
um eure Ideen, Vorschläge und Hinweise einzubringen.
In gerader Opposition zum jämmerlichen Jubelgeheul über 
zwanzig Jahre Konterrevolution planen wir in Zusammenarbeit 
mit der Zeitschrif t offen-siv und weiteren Organisationen eine 
Festveranstaltung zum 60. Jahrestag der Gründung der DDR. 
Es wird eine international besetzte, quali! z ierte zweitägige 
Veranstaltung in der ersten Oktoberhälfte werden, die sich 
schon jetzt alle Unterstützer und Sympathisanten vormerken 
sollten. Persönliche Einladungen werden verschickt.

Liebe Genossinnen und Genossen,

das bisherige Spendenaufkommen ist ermutigend. Bitte be-
denkt, dass auch weiterhin Mittel notwendig sind, um das ge-
steckte Ziel, die Kommunistische Initiative Deutschlands zu 
etablieren, zu erreichen. 

Vorläu !ges!Organisationskomitee,!März!2009

Au f  de m We g

Jetzt, da einige Wochen und Monate seit der ersten Veröf-
fentlichung des Aufrufs zur Schaffung einer Kommunisti-
schen Initiative in Deutschland vergangen sind, sind wir nun 
in der Lage, einen sinnvollen Überblick über die Reaktionen 
auf diesen zu geben, welche vor allem quantitativ unsere ur-
sprünglichen Erwartungen übertrafen.
Damit sind in erster Linie die Reaktionen von Einzelpersonen 
gemeint. Zwar gibt es of! z ielle sowie inof! zielle Stellungnah-
men von Parteien, Regionalorganisationen und Zeitschrif ten 
zu unserem Aufruf, aber entsprechend dem Konzept der Kom-
munistischen Initiative und unserer Einschätzung, dass eine 
schlagkräftige und klar leninistisch orientierte Organisation 
nicht aus den bestehenden Strukturen der kommunistischen 
Szene hervorgehen wird, konzentrieren wir uns in erster Linie 
auf die individuelle Unterstützung von Genossen, die unsere 
grundlegenden Positionen teilen.
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Momentan herrscht ein Waffenstil lstand im Gaza-Streifen, der 
immer mal wieder von gezielten israelischen Angriff en durch-
brochen wird. Jederzeit kann diese Situation in eine neue Mil i-
täroffensive gegen das palästinensische Volk umschlagen. Der 
Gaza-Streifen ist in ein großes Gefängnis verwandelt worden; 
weite Teile der bewohnten Siedlungen liegen in Trümmern. Die 
palästinensische Bevölkerung unterliegt weiterhin einer umfas-
senden Blockade, welche die notwendigsten Hilf slieferungen ver-
hindert. Über 1 400 Tote sind zu beklagen und mehrere tausend 
Verletzte, vor allem Kinder, Frauen und Alte bedürfen dringend 
medizinischer Versorgung.
Hil fslieferungen und Wiederaufbauleistungen werden von der so 
genannten internationalen Gemeinschaft wie auch von reaktionä-
ren arabischen Regimen an Bedingungen geknüpft, die auf eine 
Durchsetzung der gescheiterten Kriegsziele mit anderen Mitteln 
hinauslaufen: das Brechen des palästinensischen Widerstandes als 
integralen Bestandteil einer umfassenden imperialistischen Neu-
ordnung der gesamten Region des Nahen Osten. Dabei verkörpert 
das zionistische Regime in Israel den hochgerüsteten Gendarmen 
des Imperialismus.
Die israelisch-zionistische Aggression gegen die Bevölkerung im 
Gaza-Streifen reiht sich nahtlos ein in die imperialistische Aggres-
sion gegen den und die Besetzung des Irak 2003, die Besetzung 
Afghanistans seit 2001 und den Aggressionskrieg gegen den Li-
banon im Jahr 2006. Weitere Aggressionen, zum Beispiel gegen 
den Libanon, den Iran oder Syrien drohen.
Vor diesem Hintergrund kann und darf wirkungsvolle internatio-
nale, anti-imperialistische Solidarität mit dem palästinensischen 
Volk nur bedingungs- und kompromisslos sein. Dies vermissen 
wir derzeit in der BRD. Viele Linke verhalten sich objektiv äqui-
distant sowohl zu den Palästinensern wie auch gegenüber Israel, 
können oder wollen sich nicht klar und eindeutig positionieren, 

bleiben passiv-defensiv, projizieren eigene, kleinbürgerlich-euro-
zentristische Positionen oder Träume auf die Region des Nahen 
Osten oder haben sich in eine Art Wartestellung zurückgezogen. 
All  dies hat nichts mit praktischer anti-imperialistischer, interna-
tionaler Solidarität zu tun.
Wir fordern in dieser Situation eine konsequente, bedingungslose, 
anti-imperialistische Solidarität mit dem palästinensischen Volk. 
Wir werden deshalb in diesem Sinne jede Initiative unterstützen, 
die folgende Grundbedingungen erfüllt:
1. Diese Solidarität mit dem palästinensischen Volk unterstützt 
dessen Widerstandkampf in ALL seinen Formen gegen Besat-
zung und Unterdrückung für einen eigenen Staat mit Jerusalem 
als Hauptstadt und einem uneingeschränkten Rückkehrrecht für 
alle Flüchtlinge# Sie begreift  sich auch als Solidarität gegen die 
imperialistischen Pläne zur Neuordnung der gesamten Region des 
Nahen und Mittleren Osten, in der weitere Aggressionskriege zum 
Beispiel gegen den Libanon, Syrien oder den Iran drohen#
2. Diese Solidarität knüpft humanitäre, materielle oder politische 
Hil fe und Unterstützung an keinerlei Bedingungen#
3. Diese Solidarität sucht nach " exiblen Wegen, um gegebenenfalls 
mit Partnern aus der Region logistische Netzwerke aufzubauen 
oder zu nutzen, die gewährleisten, dass die Hilf e direkt bei den 
Betroffenen ankommt und nicht an Strukturen gebunden ist, die 
objektiv Teil des imperialistisch-zionistisch-israelischen Projektes 
sind, welche den Widerstand des palästinensischen Volkes mit allen 
Mit teln zu brechen sucht und auf Kollaborateure setzt# 
4. Diese Solidarität begreift sich als international und antiimpe-
rialistisch und reiht sich konsequent in die internationale Solida-
ritätsbewegung ein#

Vorläu !ges!Organisationskomitee!der
Kommunistischen!Initiative!in!Deutschland

1.!Februar!2009

Bed ing ungs los e So lid ari tät  mit de m
Fre ihe its kam pf des  pa läs tin ens isc hen  Vo lke s 

Für die Richtigkeit dieser Einschätzung spricht unter anderem 
der Umstand, dass die Mehrheit unserer Unterstützer und In-
teressenten aus unorganisierten Kommunisten besteht, die sich 
nicht  in einer der bestehenden Parteien organisierten oder mitt-
lerweile aus diesen ausgetreten sind. Diejenigen Genossen, die 
bestehenden Parteien angehören, sind mehrheitlich Mitglieder 
der DKP, wobei aber das Spektrum der Unterstützer so breit 
ist, dass sich unter ihnen Mitglieder fast jeder nennenswerten 
Organisation mit kommunistischem oder sozialistischem  An-
spruch be! n den. Der erfreulich hohe Anteil an unorganisier-
ten Genossen und der Charakter ihrer Zuschrif ten bestärken 
uns in unserer Einschätzung der Situation. Viele Genossen in 
der ehemaligen DDR, die nach der Konterrevolution die PDS 
verließen, konnten in keiner der bestehenden Parteien eine po-
lit ische Heimat ! n den. Ähnlich verhält es sich mit Genossen, 
die aus Parteien mit kommunistischem Anspruch ausgetreten 
sind, da sie deren rechts- oder linksopportunistische Politik 
nicht mittragen konnten. Die meisten DKP-Mitglieder unter 
den Unterstützern teilen unsere Ansicht, dass deren derzeiti -
ge Entwicklung bei einer nüchternen Einschätzung der Lage 
nicht aufzuhalten oder gar umzukehren ist.
Die Reaktionen auf den Aufruf zeigen, dass die Zeit für die 
Kommunistische Initiative mehr als reif war und dass ausrei-
chend Potential für dieses Vorhaben vorhanden ist, da sich ein 
nicht geringer Teil der Kommunisten in Deutschland von den 
bestehenden Organisationen nicht mehr vertreten fühlt bzw. 
von diesen nicht mehr vertreten werden kann. 

Natürlich gab es auch Reaktionen, die nicht oder nur mit Ein-
schränkungen positiv waren. Einige Genossen, die unsere in-

haltlichen Positionen teilen, meldeten Bedenken an, ob der Weg, 
den wir mit der Kommunistischen Initiative gewählt haben, 
der richtige ist und ob es nicht besser wäre, diese Positionen 
in bestehenden Organisationen durchzusetzen. 
Andere hingegen ermahnten uns, dass unser angeblicher 
Dogmatismus [1] nicht besser sei als der von uns krit isierte 
Revisionismus. Natürlich gab es – was auch zu erwarten war 
– Personen, die unser Konzept sowohl inhaltli ch als auch 
praktisch grundsätzlich für falsch hielten und ihrem Unmut 
darüber entsprechend Luft machten.

Insgesamt sind sie Reaktionen in der Mehrheit dennoch äußerst 
positiv. Da es zum Konzept der KI gehört, nicht der bestehen-
den Parteienlandschaft einfach ein weiteres Element hinzuzu-
fügen, soll ten zu diesem Zeitpunkt lediglich Unterstützer des 
Aufrufs gesammelt werden. Da jedoch ein großer Teil unserer 
Unterstützer bereits den Wunsch äußerte, im Rahmen der KI 
politi sch aktiv zu werden, denken wir momentan über Struk-
turen nach, die dies ermöglichen, ohne im Widerspruch zu 
unseren ursprünglichen Überlegungen stehen, die wir nach 
wie vor für richtig halten.
Es ist im Interesse aller Genossen, zu hoffen, dass die Kom-
munistische Initiative der Ruck ist, der unbedingt durch die 
Bewegung hierzulande gehen muss.

[1] Natürlich gehören zu einer marxistisch-leninistischen Organisation be-
stimmte verbindliche Grundsätze. Das heißt jedoch nicht, die überliefer-
ten Leninschen Lehrsätze sklavisch nachzubeten, sondern dessen Theorie 
dem Inhalt und der Methode nach anzuwenden und gegebenenfalls auch 
weiterzuentwickeln.
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Wie jedes Jahr waren die Ehrungen der Mitbegründer der KPD das 
Startereignis für die polit ische Arbeit der Kommunisten, Sozialisten 
und Antikapitalisten in Deutschland. Die Beteiligung der Berliner 
und der aus ganz Deutschland Angereisten war groß. Wie immer 
waren auch ausländische Genossen zu den Gedenkveranstaltungen 
gekommen, diesmal – in Anbetracht des Krieges Israels gegen die 
Palästinenser im Gaza-Streifen – besonders viele aus dem palästi-
nensischen Umfeld.

In diesem Jahr bestand die Ehrung aus drei Ereignissen:
1. Der XIV. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz unter 
dem Motto Internationalismus und Gegenmacht heute, mit ca. 
1 600 Teilnehmern,
2. dem Besuch der Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin-Fried-
richsfelde mit ca. 80 000 Teilnehmern. Bestandteil des Gedenkens 
war auch in diesem Jahr die Demonstration vom Frankfurter Tor zur 
Gedenkstätte unter der Losung „Nichts und niemand ist vergessen 
– Aufstehen und widersetzen“, mit ca. 10 000 Teilnehmern,
3. der Neuaufstellung der Statue Rosa Luxemburgs in der Nähe des 
nach ihr benannten Platzes – vor den Räumen der jungen Welt – mit 
einer würdigen Einweihungsfeier mit ca. 150 Teilnehmern.

Genossen der Kommunistischen Initiative (KI) haben an diesen 
Ereignissen teilgenommen und ich möchte über einige Schwer-
punkte der Veranstaltungen berichten. 
Die Eröffnung der Konferenz erfolgte mit einem eindrucksvollen, 
von Lichtbildern unterstützten Vortrag des Regisseurs und Autors 
Klaus Gietinger, der die Schuld der Reichswehrführung – mit Bil-
ligung oder Unterstützung führender Sozialdemokraten – an der 
Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht überzeu-
gend nachwies. Und was vielleicht weniger bekannt ist: Die Nie-
derschlagung der Novemberrevolution, veranlasst von der sozial-
demokratischen Reichsregierung, kostete allein in Berlin bis Mitte 
Januar 1919 ca. 1 200 Revolutionären das Leben. Ross und Reiter 
wurden benannt: Reichsregierung, Reichswehr; Ebert, Groener, 
Noske, Gardeschützen-Kavalleriedivision mit Ihrem Komman-
deur Pabst. Das Fehlen einer revolutionären Partei, die sich an die 
Spitze der Revolution hätte setzen können, wirkte sich verheerend 
auf den weitern Verlauf der Revolution in Deutschland aus. Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht bezahlten es mit ihrem Leben. 
Auch Leo Jochiges, der die tatsächlichen Abläufe bis zur Ermor-
dung der Beiden in der Roten Fahne bekannt machte, ! el der Re-
aktion zum Opfer.
In einer später erfolgten Lesung in den Räumen der jungen Welt 
stellte Gietinger seine beiden lesenswerten Bücher vor: „Eine Lei-
che im Landwehrkanal“ und „Der Konterrevolutionär“. In dieser 
gut besuchten Veranstaltung vertiefte er seine Aussagen mit un-
anfechtbaren Quellennachweisen.
Die für uns wichtigste Lehre: Die Schaffung einer revolutionären 
marxistisch-leninistischen Partei – wie auch immer – ist ein drin-
gendes Gebot der Zeit. Noch ist es nicht zu spät. Dieses Ziel zu er-
reichen ist das Hauptanliegen der Kommunistischen Initiative.

Ein besonderes Ereignis zum 90. Jahrestag ihrer Ermordung war 
die Neuaufstellung der Statue Rosa Luxemburgs. Dieses Denkmal 
wurde vom Berliner Bildhauer Rolf Biebl geschaffen und bereits 
1999 vor dem Eingang zum Karl-Liebknecht-Haus aufgestellt. Doch 
der PDS-Vorstand wollte offenbar die Mitgründerin der KPD nicht 
so dicht vor seinem Haus wissen. Das Denkmal könnte doch un-
erwünschte Assoziationen auslösen. So verschwand es zwischen 
den Büschen neben den Eingang zum ND-Gebäude. Aus ihrem 
reichen theoretischen Schaffen, ihrer aktiven politischen Arbeit, 
ihrer Standhaftigkeit, die Sie mit dem Leben bezahlte, werden 
wieder und wieder nur einige fragwürdige Äußerungen kolportiert. 

Aber Dank der Initiative einiger Künstlerinnen und Künstler und 
mit Unterstützung zahlreicher jW-Leser kehrte Biebls Skulptur als 
Zweitguss an den Ort ihrer ursprünglichen Bestimmung zurück. Sie 
steht wieder dort, wo sie hingehört – furchtlos, ungebrochen, den 
Blick in eine bessere Zukunft gerichtet und voller Verachtung auf 
ein gewisses Haus. Der Schöpfer des Werkes, Rolf Biebl, eröffnete 
die Einweihungsfeier mit einprägsamen Worten: „Diese Statue ist ein 
Bildwerk in universal lesbarer Sprache – und es ist ein Bildwerk von 
politischer Brisanz. Rosa Luxemburg stellte vor knapp 100 Jahren 
die Systemfrage und musste dies mit dem Leben bezahlen. Banker 
und Unternehmer heutzutage, deren Gier ihr eigenes Hirn wegfrisst, 
lassen keine andere Wahl, als die Systemfrage neu zu stellen.“ Ihm 
folgte ein Vortag eines stellvertretenden Kulturministers der DDR, 
Klaus Höpcke, der aktuelle Bezüge zum Leben dieser großen Re-
volutionärin herstellte. Sein Beitrag wurde im vollen Wortlaut in 
der „jungen Welt“ vom 13. Januar 2009 veröffentlicht.

Ein zweiter Schwerpunkt, der sich wie ein roter Faden durch die 
gesamte Konferenz zog, war die Solidarität mit dem palästinensi-
schen Volk im Gaza-Streifen. So sprach als einer der ersten Redner 
der Soziologieprofessor an der Universität Beirut, Imad Samaha, 
Mitglied der Kommunistischen Partei Libanons, über Standpunkte 
und Polit ik seiner Partei zur Vorgeschichte und heutigen Rolle des 
Staates Israel. Seit mehr als 60 Jahren ist die Region des Mittleren 
Ostens mit den Aggressionen Israels konfrontiert. Die Angrif fe 
der israelischen Armee galten nicht nur den Palästinensern und 
den angrenzenden Ländern wie Libanon, Syrien, Jordanien und 
Ägypten sondern auch dem Irak und Tunesien. Israel organisierte 
und organisiert Morde an palästinensischen und arabischen Füh-
rungspersönlichkeiten nicht nur im arabischen Raum, sondern auch 
in mehreren europäischen Ländern. Aufgrund der bedingungslosen 
Förderung und Unterstützung durch die USA – Veto im Sicher-
heitsrat – und überwiegend auch von den Ländern der EG konnte 
Israel bisher alle substanziellen UN-Resolutionen ignorieren, das 
Völkerrecht brechen und stra" os, wie vor wenigen Wochen, die 
blockierte palästinensische Bevölkerung des Gaza-Streifens zu-
sammenbomben und zusammenschießen.
Die militärischen Auseinandersetzungen begannen mit der Teilung 
des britischen Mandatsgebietes Palästina auf der Grundlage der 
UN-Resolution 181 vom 29. November 1947. Der Plan sah vor, das 
Gebiet in einen jüdischen und einen arabischen Staat aufzuteilen 
und den Großraum Jerusalem unter internationale Kontrolle zu 
stellen. So sollten 609 000 Juden Palästinas (30,6% der Bevölke-
rung) 55% der Fläche erhalten, wogegen 1.38 Mil lionen Arabern 
Palästinas (69.4% der Bevölkerung) nur 42% des Landes zugespro-
chen wurden. Nach anderen Quellen hätte es im jüdischen Staat 
(Israel) 498 000 Juden und 325 000 Nichtjuden gegeben. Im arabi-
schen Teil Palästinas hätten 807 000 Nichtjuden und 10 000 Juden 
und in der internationalen Zone 105 000 Nichtjuden und 100 000 
Juden gelebt. Wichtig ist zu wissen: 47% des Landes Palästina 
waren im arabischen Besitz und 6% im jüdischen, dagegen waren 
47% des Landes ohne Eigentümer. Diese Resolution wurde in der 
UNO von 33 Staaten angenommen, von 13 Staaten abgelehnt und 
zehn enthielten sich der Stimme. Die von dieser Resolution betrof-
fene Bevölkerung Palästinas wurde nicht befragt oder gehört. Die 
arabischen Staaten, die „Ar abische Liga“ und das palästinensische 
„Hohe Arabische Komitee“ lehnten die Teilung unter diesen Be-
dingungen ab, während die jüdische Seite zustimmte. Das Mandat 
der Engländer über Palästina endete am 15. Mai 1948. Bereits nach 
dem UNO-Beschluss begann der Bürgerkrieg zwischen jüdischen 
und arabischen Mili zen Palästinas. 
Unmittelbar nach der Proklamation des Staates Israel am 14. Mai 
1948 begannen fünf arabische Staaten (Ägypten, Transjordanien, 
Syrien, Libanon, Irak) mit Kampfhandlungen gegen Israel. Der 
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Krieg endete mit einem Waffenstil lstand am 15. Januar 1949. Isra-
el annektierte ca. die Hälfte der arabisch-palästinensische Gebiete, 
vertrieb ca. 750 000 Palästinenser und eignete sich deren Besitz an. 
Im Jahr 1956 beteiligt sich Israel auf Seiten Frankreichs und Groß-
britanniens an der Suez-Krise. Es ging um die Rückgewinnung 
des von Ägypten unter Nasser verstaatlichten Suezkanals. Im Jahr 
1967 ! ndet der Sechs-Tage-Krieg statt. Ergebnis: Besetzung des 
Westjordanlandes, des Gaza-Streifens, der Halbinsel Sinai und der 
syrischen Golanhöhen durch israelische Streitkräfte. Dieser Krieg 
führte zur Zerstörung weiterer palästinensischer Dörfer und zur 
erneuten Vertreibung oder Flucht von mehreren hunderttausend 
Palästinensern. Im Jahr 1978 grif f Israel den Libanon an, besetzte 

zunächst den Süden Libanons bis zum Litani-Fluss und nahm vier 
Jahre später (1982) die Hauptstadt des Landes ein. Im Schutz der 
israelischen Streitkräfte kam es zu Massakern in palästinensischen 
Flüchtlingslagern Diese Besetzung dauerte bis 1985 und erst 2000 
verließen die letzten Einheiten den Süden Libanons. Nach der Ein-
nahme Beiruts wurde die PLO gezwungen, das Land zu verlassen. 
Der letzte Angriff  auf den Libanon erfolgte im Jahr 2006 mit dem 
Ziel, die Hisbollah zu zerschlagen. Nach 33 Tagen mussten sich 
die israelischen Streitkräfte aus dem Libanon zurückziehen. Diese 
Niederlage führte zu einer Staatskrise. Schließlich erfolgten im De-
zember 2008, nach monatelanger Blockade, verheerende Angrif fe 
israelischer Luft- und Landstreitkräfte auf die nahezu wehrlose 
Bevölkerung des Gaza-Streifens. Die Folge: 1 400 Tote, ca. 5 000 
Verletzte, 22 000 vollständig zerstörte oder schwer beschädigte Ge-
bäude, weitgehender Zusammenbruch der Infrastruktur.
Nach Angaben der UNO-Flüchtlingsorganisation UNRWA gibt es 
heute 3.7 Mill ionen registrierte und 1.5 Mil lionen nicht registrierte 
palästinensische Flüchtlinge. Von den drei Generationen Flüchtlin-
gen leben heute 22% im Gaza-Streifen, 16% im Westjordanland, 
42% in Jordanien, 10% in Syrien und 10% im Libanon. In den an-
nektierten Gebieten haben sich mittlerweile ca. 400 000 jüdische 
Bürger angesiedelt. Den Palästinensern sind von ursprünglich 45% 
des zugesprochenen Landes noch formal 22% verblieben. Nach 
israelischen Plänen sollen in den besetzten Gebieten, vorrangig 

im Jordan-Tal, weiteres Land annektiert werden. Es verbliebe den 
Palästinensern ein bantustanisierter Ministaat von 10% des alten 
Palästina.
Eins dürfte klar sein: Der Status quo darf nicht bleiben, eine politi-
sche Lösung muss her# Nur internationaler Druck und umfassende 
Solidarität wird auf Dauer dem palästinensischen Volk helfen. Die 
Kommunistische Initiative solidarisiert sich mit dem Kampf des 
palästinensischen Volkes und allen Formen seines Widerstandes.

Zum Podiumsgespräch: „Eu ropäische Union –
das nette Imperium von nebenan“

Die Podiumsdiskussion gehörte zu den herausragenden Ereignissen 
der Konferenz und wurde mit viel Verve geführt. Die bevorstehen-
den Wahlen zum Europaparlament waren ein will kommener An-
lass, die Europapolit ik verschiedener linker Kräfte unter die Lupe 
zu nehmen. Dem Veranstalter war es gelungen, wichtige Vertreter 
unterschiedlicher Positionen für dieses brisante Thema zu gewin-
nen. So diskutierten unter der Moderation des Chefredakteurs der 
„jungen Welt“ , Arnold Schölzel:
1. Lothar Bisky, Vorsitzender der Partei „Die Linke“ und Vorsit-
zender der Partei „Europäische Linke“ (EL)
2. Stefanos Loukos, Herausgeber von „Rizospastis“, der Zeitung 
der Kommunistischen Partei Griechenlands (KKE)
3. Domenico Losurdo, Italienischer Philosoph und Kommunist
4. Michael Kronawitter Berliner Antifa-Aktivist

Als Erster legte Lothar Bisky die Positionen seiner Partei dar. Die 
Partei „Die Linke“ will  das EU-Parlament als Ort der politischen 
Auseinandersetzungen nutzen. Sie wil l eine Polit ik der Verände-
rungen in Europa, wörtlich: „Wir wollen diesen neoliberalen Ka-
pitalismus pur nicht.“
Die Partei „Die Linke“ wie auch die „EL“ nimmt eine sehr kritische 
Haltung zur EU ein: Sie ist:
1. gegen Aufrüstung und gegen US-amerikanische Raketenschilde 
in Tschechien und Polen,
2. für soziale Mindeststandards in Europa, für Mindestlöhne,
3. für Volksabstimmungen – wie in Irland – über den Vertrag von 
Lissabon,
4. für eine nachhaltige ökologische Entwicklung, für konkrete Kli -
maschutzmaßnahmen.

Die polit ischen Standpunkte der Kommunistischen Partei Griechen-
lands (KKE) legte der Chefredakteur ihrer Parteizeitung, Genosse 
Stefanos Loukas dar.
1. Die EU ist ein Bund zur Reproduktion des kapitalistischen 
Systems in Europa. Das linke Wahlbündnis in Griechenland hat 
andere Ziele.
2. Die KKE hat NEIN zu Maastricht gesagt, sie sagt auch NEIN 
zur EU der Monopole. Entweder ist Europa kapitalistisch oder so-
zialistisch. Es gibt keinen dritten Weg.
3. Der Kampf gegen EU und NATO wird nicht nur in Griechenland 
geführt, sondern auch in anderen europäischen Ländern.
4. Die Europäische Linkspartei (EL) ist ein Hindernis für die Ent-
wicklung einer Volksbewegung gegen die EU.

Einen weiten Bogen schlug der italienische Philosoph Domenico 
Losurdo. Zunächst setzte er sich mit der Allgemeingültigkeit der 
Losung: „Der Hauptfeind steht im eigenen Land“ auseinander. 
Dann ging er auf die europäische Geschichte  und die EU ein. Sei-
ne Hauptaussagen waren:
1. Die europäische Bourgeoisie hat mit zwei Weltkriegen Katastro-
phen in Europa und anderswo verursacht. Sie hat nun an Stelle des 
nationalen den westlichen Chauvinismus eingeführt. Die westliche 
Ideologie (Kultur) wurde Nachfolgerin der Arier-Mythologie.
2. Europa hat zwei Traditionslinien, das Europa des Kolonialismus 
und das Europa der Aufklärung und des Wissenschaftl ichen Kom-
munismus, auf die wir uns stützen müssen.
3. Die Verteidiger der EU sind Chauvinisten, die Europa erneut in 
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eine Katastrophe stürzen werden, wenn sie nicht daran gehindert 
werden.
Der Vertreter der nicht parteigebundenen Antifa, Michael Kro-
nawitter, ge! e l durch seine frische Rede und seine unorthodoxen 
Ansichten. Seine wichtigsten Positionen waren:
1. Der EU-Imperialismus ist im Vergleich zum US-Imperialismus 
nicht das kleinere Übel – er ist das gleiche Übel. Beispielsweise 
erfolgte der Überfall der NATO auf Serbien mit maßgeblicher 
Unterstützung europäischer Länder, allen voran die deutsche SPD/
Grünen-Regierung.
2. Die Beteiligung am Parlamentarismus, der bürgerlichen Inszenie-
rung von Demokratie, ist nur dann zu unterstützen, wenn zugleich 
den Betroffenen klar gemacht wird, dass sie selbst in den Betrieben, 
den Schulen und auf der Straße für ihre Rechte kämpfen müssen.
3. Wenn man 27 kapitalistische Nationen zusammenwirft, kommt 
dabei kein Sozialismus heraus. Das Ergebnis ist ein kapitalistischer 
Kontinent. Ein einschneidendes Problem bei dieser Mitmacherei 
ist, wenn aus der ursprünglichen Opposition schließlich Mitregie-
ren wird.
4. Das katastrophale Ergebnis solchen Handelns sieht man bei den 
Kollaborateuren in Berlin. Wasser, Strom, Wohnungen wurden pri-
vatisiert, die Lernmittelfreiheit abgeschafft, die Tarifgemeinschaft 
der Länder aufgekündigt, die Schulden einer maroden Bank der 
Bevölkerung aufgebürdet usw. Und das alles aus Sachzwang oder 

fehlenden Alternativen? Quo vadis – Linke#
5. Das Leben ist kein Wunschkonzert. Man darf sich nicht von 
manchen Pseudolinken mit ihren zivilgesellschaftlichen Märchen-
stunden von den Chancen, den Möglichkeiten und dem Entwick-
lungspotential der EU einlullen lassen. Das real existierende Europa 
ist das politische Projekt EU mit dem Ziel, bis zum Jahr 2010 zur 
führenden Wirtschaftsregion der Welt zu werden.
6. Scharf polemisierte er gegen die Formulierung des „Forums 
Demokratischer Sozialismus“ der Partei Die Linke: „Europa ist 
keine Bedrohung#“ Denn was ist die EU-Dienstleistungsrichtlinie, 
die Einschränkung des Streikrechts, die Senkung der Löhne, der 
Sozialstandards und der Unternehmenssteuern anderes als eine 
Bedrohung für die Menschen in Europa? Und die Aufrüstungsver-
p" ichtungen der EU-Länder, vertraglich festgelegt, keine Bedro-
hung? Und wörtlich sagte er zum Abschluss seiner Ausführungen: 
Europa ist keine Bedrohung – waren die total zugekiff t, als sie das 
geschrieben haben?

Ich denke, es ist erfreulich und macht Hoffnung, so lange es 
solche klar sehenden jungen Leute gibt, deren Kampfgeist un-
gebrochen ist. Der Widerhall im Publikum war groß.

Und für uns sollte gelten: Diesem Europa keinen Mann und 
keinen Cent!

*Nein zur Europäischen Union der Ungerechtigkeit, Ungleich-
heit und Ausbeutung!

Es gibt eine Alternative, der die Völker Europas folgen können. 
All e Völker haben das unveräußerliche Recht, ihre Art des Wi-
derstands sowie ihre Bündnisse dazu zu wählen, um ihre Zukunft 
selbst zu bestimmen.
Ungehorsam – Ablehnung – Umbruch: Für ein Griechenland mit 
einer selbstständigen Entwicklung gegen die Fesseln der EU.
Arbeiter, Angestellte, Bauern, Selbstständige, Händler, Intellektuelle, 
Künstler, Rentner, junge Menschen und Frauen: Folgt dem Weg, den 
das „Nein“ der Franzosen, Niederländer und Iren bereitet hat.

Genug ist genug!

Die Organisationen, die den „EU-Konsens“ und die „E inbahn-
straße EU“ unterstützen, müssen erbarmungslos abgestraft 
werden.

Keine weitere Zeit vergeuden!
Lasst uns gemeinsam einen Schri tt voran gehen!
Wer uns wählt, gibt der All ianz der Menschen Kraft für den Kampf 
gegen reaktionäre Politik, gegen die EU, gegen die Parteien welche 
die „Einbahnstraße EU“ und den „EU-Konsens“ unterstützen. Wir 
verstärken den Kampf für die Volksmacht, für den Aufbau eines Eu-
ropas des Wohlstands mit einer dem Volk dienenden Wirtschaft.

Benutzt eure Stimme, um der Nea Dimokratia (Partei „Neue 
Demokratie“) sowie der Panell inio Sosialistiko Kin ima (Par-
tei „Gesamtgriechische Sozialistische Bewegung“) eine Lekti-
on zu erteilen! Deckt die Heuchelei der SYN-SYRI ZA (Partei 
„Ko alition der Lin ken, der Bewegungen und der Ökologie“) 
und die Demagogie der LAOS (Partei „ Ort hodoxe Volkszu-
sammenkunft“)  auf!

Bei den Wahlen für das EU-Parlament müssen in den jeweili gen 
Ländern sowohl die menschenfeindliche Politik als auch ihre Ver-
treter verurteilt werden – die Regierung der ND und die Parteien 
welche die „Einbahnstraße EU“ und die EU als Ganzes unterstüt-

Nei n zur Eu rop äis che n Un ion  der
Ung ere cht igk eit , Un gle ich hei t und Au sbe utu ng!

zen im Allgemeinen. Das ist ein Kampf, der in jedem Fall einen 
starken Ein" uss auf die nationalen Entwicklungen haben wird, mit 
Auswirkungen auf ganz Europa. Die Entscheidung, wen ihr wählt, 
solltet ihr von Euren akuten und sich verschlimmernden Problemen 
abhängig machen. Urteilt über all diejenigen, die für diese Probleme 
in eurem Land oder in der EU verantwortlich sind.

Bei den Wahlen zum europäischen Parlament können wir mit 
einem doppeltem „NEIN“ und einem doppeltem „JA“ stim-
men:

- Nein zur EU der Monopole, der kapitalistischen Ausbeutung, des 
Mil itarismus und der Interventionen.
- Ja zur Zusammenarbeit der Menschen für das Europa des Frie-
dens, der Rechte, der Freiheiten, des Sozialismus.
- Nein zu allen Parteien, die die „Einbahnstraße Europa“ und den 
„EU-Konsens“ unterstützen.
- Ja zur KKE, die Widerstand leistet, unmenschliche Polit ik zurück-
drängt, für die Allianz und die Macht des Volkes eintritt.

Mit  den Wahlen zum europäischen Parlament im Juni 2009 
habt Ihr die Möglichkeit, der KK E Eure Stimme zu geben und 
eine klare Absage an die EU und diejenigen Parteien zu erteilen, 
welche in all den Jahren:

- Die Strategie der den einzelnen Regierungen übergeordneten 
imperialistischen Union, der EU, genau wie deren reaktionäre Lö-
sungen auf ökonomischem, polit ischem und militärischem Gebiet 
unterstützen und unterstützen.
- Gemeinsam alle grundlegenden Richtlinien im Dienste des Pro! ts 
des Kapitals beschlossen und einsetzten. Mittels des Lissabonner 
Vertrages und der so genannten „Nationalen Reformprogramme“ 
forcierten sie die EU-Polit ik – was emp! n dliche Auswirkungen auf 
Bezüge und Einkommen der Arbeiter hatte.
- Beifall klatschten und Druck ausübten, für Maßnahmen die die 
Grundrechte verletzen, was zu Arbeitslosigkeit, Preisexplosionen, 
lächerlich geringen Renten- und Lohnerhöhungen, fatalen Ände-
rungen der Tarifbeziehungen, reaktionären Maßnahmen auf Kosten 
von Frauen und jungen Menschen, Erhöhung der Arbeitszeiten, 
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Schlägen gegen Gewerkschaftsverträge, fortgeschrittener Priva-
tisierung der Sozialversicherungen, des Gesundheitswesens und 
des Bildungswesens, der Privatisierung strategischer Sektoren der 
Wirtschaft wie der Energieversorgung, dem Transportwesen und der 
Telekommunikation führte. Tausende mittelgroße Landwirtschaftl i-
che Betriebe wurden durch die „Gemeinsame Agrarpolitik“ i n den 
Ruin getrieben. Selbstständige, Händler und Handwerker wurden 
dabei auch in Mitleidenschaft gezogen. Die EU hat die Umwelt 
kommerzialisiert, die Verwaltung der Küsten, Berge und Gewässer 
gemeinsam mit dem Umweltschutz dem privaten Kapital übergeben, 
was die Pro! te der Monopolgruppen enorm erhöhte.
- All die schändlichen Staatsverträge abgesegnet haben; beginnend mit 
dem Vertrag von Maastricht, welcher die „Vier Freiheiten“ einführte: 
Namentlich die freie Verlegung von Arbeitskräften, Dienstleistun-
gen, Waren und Kapitalen, was der Großoffensive des europäischen 
Kapitals und seiner politischen Vertreter gegen die Arbeiterklasse 
und andere gesellschaftliche Schichten den Weg ebnete.
- Im Rahmen der EU die US-amerikanische Doktrin des Präven-
tivkrieges übernahmen, damit die EU unter dem Vorwand von 
entweder „humanitären Missionen“, dem „Kr ieg gegen den Ter-
ror“ oder dem „Krisenmanagement“ überall auf der Welt durch 
„Schnelle Einsatztruppen“ polit isch oder militärisch intervenieren 
kann. Zusätzlich verstärkten sie die Mechanismen der Unterdrük-
kung gegenüber den Volksbewegungen.
- Die engere Zusammenarbeit zwischen der EU, den Vereinigten 
Staaten und der NATO begünstigten, um in der Lage zu sein, zur 
Kontrolle von Märkten oder der Plünderung von Rohstoffen, in-
tervenieren zu können. Sie stimmten der erhöhten Beteili gung und 
Teilnahme griechischer Truppen in militärischen Missionen der EU 
zu, deren militärischen Aktivitäten seit 2003 konstant anstiegen. Mit 
Stand vom Juni 2008 hat die EU 19 Mili tärische Einsätze in Europa, 
dem Nahen Osten, Afr ika und in Asien initi iert.
- Der Erhöhung des Militäretats um 30% bis 2013 zustimmten, um 
den militärischen Arm und die Ausschreibungs-Mechanismen der 
EU zu stärken.
- Die griechische Bevölkerung täuschten, da sie die Tatsache ver-
bergen, dass die EU eine Union ist, die den Interessen der Wenigen 
und der Mächtigen und nicht den Interessen der Völker dient.

Die Position der K KE gegenüber der EU ist völlig gerechtfer-
tigt.

Die KKE ist die einzige griechische Partei, die ihre Haltung zur EU 
rechtfertigen kann. Vom ersten Moment an hat die KKE erklärt: 
„Nein zur Europäischen Wirtschaftgemeinschaft der Monopole“, 
später dann: „Nein zum Vertrag von Maastricht“. Bis heute hat die 
KKE nicht damit aufgehört, die EU in den gesellschaftlichen Kon-
" i kten, in den griechischen und in den europäischen Parlamenten 
aber auch bei internationalen Veranstaltungen und Mobilisierungen 
zu bekämpfen. Die Vorhersage der KKE, dass nur die Bankdirek-
toren, die Reeder, die Industriellen, die großen Konzerne, die Bau-
unternehmen von der „räuberischen All ianz“ der EU pro! tieren 
werden, während auf der anderen Seite die Menschen fortlaufend 
ihre Rechte einbüßen werden, hat sich ebenfalls als wahr erwiesen. 
Die EU hat nichts mit dem Europa der Völker zu tun. Heutzutage 
sind diese Wahrheiten nicht nur Statements, sondern bestehen aus 
den lebendigen Erfahrungen und negativen Lektionen der breiten 
Mehrheit der Menschen in Griechenland und in den anderen Staa-
ten der EU. (…)
Durch eine starke KKE kann der Kampf um die Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament ein Ausgangspunkt zur Reorganisation einer 
starken, einenden Volksbewegung, einer starken Allianz der Arbei-
ter, Bauern und Selbstständigen werden. 
Durch eine starke KKE kann der Kampf um die Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament dazu beitragen, diese von beiden Parteien 
getragene Macht zu schwächen und gleichzeitig die Arbeiterbewe-
gung vor Ill usionen und vor weiterer Verschwendung von Kraft zu 
bewahren, um nicht weiter in Schemata der menschenfeindlichen 
Koalit ionsregierungen gefangen zu sein.

Durch eine starke KKE kann der Kampf um die Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament ein Ausgangspunkt einer Bewegung werden, 
die in der Lage sein wird, Erpressung und Mechanismen des Fatalis-
mus abzuwehren und einen guten Start für einen Bruch mit diesem 
System und einen Umsturz im Sinne des Volkes zu bieten.

Es ist nicht genug, den sich abwechselnden Parteien einen Schlag 
zu versetzen, es müssen auch die Versuche, das System zu sta-
bil isieren angegriff en werden.

Eine Stimme für die KKE:

- Ist eine Stimme des Widerstands und auch eine Stimme für eine 
Perspektive; eine Stimme der Verantwortung gegenüber den Men-
schen Europas. Eine Stimme, die die europäische Arbeiterbewe-
gung stärken wird.
- Ist eine Stimme in Solidarität mit den Völkern, eine Möglichkeit 
die Entlassungen in Europa, die antikommunistischen Verfolgungen 
in den EU-Staaten sowie die falschen Medienkampagnen wichtiger 
und unwichtiger Belange zu verurteilen.
- Ist eine Stimme gegen das „teile und herrsche“ Prinzip, gegen 
Protektorate, gegen Rassismus und Nationalismus, gegen die Sam-
mellager für immigrierte Arbeiter.
- Ist eine Stimme gegen Präventivkriege und den so genannten 
„Kr ieg gegen den Terrorismus“. Eine Stimme für die KKE ist die 
effektivste Art, gegen die imperialistische Politik der EU gegenüber 
den Menschen Afr ikas, gegen die Pläne der so genannten „Demo-
kratisierung“ des Nahen Ostens und gegen die reaktionären Maß-
nahmen gegen die Menschen Lateinamerikas, vor allem gegen den 
„gemeinsamen Standpunkt“ Kuba gegenüber zu protestieren.
- Ist eine Stimme gegen die antikommunistische Kampagne, gegen 
die Versuche, die Geschichte im Sinne von Imperialisten und Re-
aktionären umzuschreiben.

Die Arbeiterklasse Griechenlands und die Völker Europas 
haben eine Alternative, vor der Wahlurne oder im täglichen 
Klassenkampf.

Die Menschen Europas haben die Chance, den Parteien der „Ein-
bahnstraße EU“ und des „Europäischen Konsens“ einen gemein-
samen Schlag zu versetzen. Es ist wichtig, dass am Tage nach den 
Wahlen die EU und die jeweiligen bourgeoisen Regierungen – egal 
ob mitte-rechts oder mitte-links – ihre Einbußen zählen müssen. 
Dies kann nur dadurch erreicht werden, dass man die kommuni-
stischen Parteien und ihre Verbündeten wählt, welche gemeinsam 
die EU und deren Klassenentscheidungen gegen die europäischen 
und nichteuropäischen Arbeiter bekämpfen. Es gibt nur einen Weg: 
Widerstand , Ungehorsam und Gegenangriff auf nationalem und 
europäischem Niveau. Keine Unterordnung unter EU-Recht und 
dessen Entscheidungen, denn diese sind klassenbasiert und wider-
sprechen den Interessen der Völker. Keine Zugeständnisse souve-
räner Rechte an die Imperialisten. (…)

Die Klassennatur der EU als eine den einzelnen Regierungen 
übergeordneten imperialistischen Union ist nun klar zu er-
kennen.

Nach 50 Jahren EEC wurden – speziell in den letzten 17 Jahren 
– die Phrasen „demokratische Prinzipien“, „allgemeine Interes-
sen“, „europäische Annäherung“, „Einbahnstraße EU“ und „eu-
ropäischer Traum“, die von den bourgeoisen und „europhilen“ 
politisch Mächtigen benutzt werden, gänzlich als Lüge entlarvt. 
Die griechische Plutokratie war in der Lage, aufgrund dieser Akti-
vitäten einen enormen Reichtum anzusammeln, innerhalb der EU 
und auch außerhalb. Unternehmen, die in griechischer Hand sind 
oder ihren Sitz in Griechenland haben, nehmen nun immer aktiver 
an den internationalen Märkten teil. 
Um anderen imperialistischen Zentren effektiver entgegen treten zu 
können, setzen die europäischen Regierungen und Monopole Maß-
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Auf einer breit angelegten internationalen antiimperialistischen 
Konferenz im Januar in Beirut hatten wir die Möglichkeit, dieses 
Interview mit Abubakr Ahmed, dem Chef des Sekretariats für 
Internationale Beziehung des Sudanesischen Jugendverbandes, 
zu führen.

Können!Sie!bitte!sich!und!Ihre!Organisation!kurz!vorstellen?
Mein Name ist Abubakr Ahmed und ich bin Vertreter der Natio-
nal Federation of Sudanese Youth, einer Organisation, die mehr 
als zwei Mil lionen Jugendliche repräsentiert.
Welchen!Beitrag!leistet!NFSY!zum!Antiimperialismus?
Meine Organisation vertritt die Interessen des Staates Sudan, von 
dem allgemein bekannt ist, dass er seit 20 Jahren dem Imperialis-
mus mit verschiedensten Mit teln und an unterschiedlichen Fronten 
entgegentritt. Speziell unserer Jugendorganisation kommt es darauf 
an, immer auf der Seite der Wahrheit zu stehen, was logischer-
weise Widerstand gegen imperialistische Polit ik bedeutet. Es ist 
unsere Polit ik, weltweit jeden zu unterstützen, der sich ernsthaft 
für Frieden, Völkerrecht, Humanitäres und den Stopp imperiali-
stischer Aggessionen einsetzt. Daraus ergeben sich dann unsere 
Positionen bezüglich der Kon" ikte in Palästina, Libanon, Irak, 
Iran und Afghanistan, aber auch zu den USA und Europa.
Welchen!Aggressionen!war!die!Republik!Sudan!in!letzter!Zeit!
ausgesetzt?
Sudan ist als ein Entwicklungsland des arabischen und afrikani-
schen Raums seit jeher ein bevorzugtes Ziel des Imperialismus 
gewesen. Die Interventionen geschehen auf unterschiedliche Weise 
und haben sich im Lauf der Zeit geändert. Früher konzentrierten 
sie sich hauptsächlich auf den 35 Jahre dauernden Krieg im Sü-
den des Landes. Jede sudanesische Regierung – egal ob es eine 
gewählte oder eine Militärregierung war – hat sich aus nationalen 
Interessen ernsthaft um eine friedliche Lösung des Kon" ikts be-
müht. Das zu erreichen wurde um so schwerer, je mehr sich die 
USA und europäische Großmächte in den Kon" ikt einmischten, 
indem sie Waffen und Ausrüstungen an einzelne Stämme oder 
Parteien lieferten. Gott sei Dank konnte dieser Krieg dennoch 
2003 nach 35 Jahren beendet werden. Nach Kriegsende musste 
sich der Imperialismus ein neues Feld zur Ein" ussnahme suchen. 
Also haben die USA damit begonnen, die Stammeskon" ikte in 
der Region Darfur anzuheizen, das Thema aufzubauschen und so 
aus einem relativ kleinen lokalen Kon" ikt einen großen gemacht, 
dem allein in Darfur über 3 000 Sudanesen zum Opfer ! elen. Das 
Anheizen dieses Kon! kts geschah abermals über die militärische 
und ! nanzielle Unterstützung einzelner Stammes- und Rebellen-
führer. Diese Lieferungen von zum Teil sehr modernen Waffen 
wurden dann gegen die Regierung eingesetzt mit dem Ziel, den 
Krieg auch in anderen Regionen Sudans, wie zum Beispiel Kurdufan 
und im Zentralsudan, zu entzünden. Vor einem Jahr gelang es der 

Regierung Sudans, mit den Hauptparteien der Rebellen in Darfur 
einen Waffenstil lstand zu vereinbaren. Kurz darauf begannen die 
Imperialisten dann andere Gruppen zu unterstützen. 
Als sich zeigte, dass sich die Regierung der Republik Sudan von 
den gesteuerten Rebellengruppen nicht beein" ussen ließ, änderten 
sie die Taktik und beschuldigten uns, am Frieden in Darfur nicht 
interessiert zu sein, obwohl wir alle ernstgemeinten Vorschläge dies-
bezüglich – egal ob diese etwa von Frankreich oder den Vereinten 
Nationen kamen – genau geprüft und akzeptiert hatten. Sudan hat 
sogar dem Einsatz der UNAMI D als Friedenstruppe zugestimmt, 
welche nun in ganz Darfur präsent ist. Sie haben mit uns keinerlei 
Probleme, sondern sind jetzt ironischerweise den Angrif fen der 
von den USA mit aufgebauten Rebellen ausgesetzt.
Das ist eines der Beispiele dafür, wie sich die Einmischung im-
perialistischer Mächte bei uns auswirkt.
Was!hat!es!mit!der!Anklage!des!Internationalen!Strafgerichtshofs!
gegen!den!Präsidenten!al-Baschir!auf!sich?
Die USA versuchen auch über die UN und den Internationalen 
Strafgerichtshof, der Regierung Sudans ihre imperialistische Po-
lit ik aufzuzwingen. Um uns unter Druck zu setzen, beschuldigte 
der Internationale Strafgerichtshof  unseren Präsidenten und einige 
Regierungsmitglieder des Genozids in Darfur. Das geschieht un-
serer Ansicht nach einerseits, um das Darfur-Friedensabkommen 
zu sabotieren, und zum anderen darum, Sudans Symbolfunktion 
als Land in der Region, welches sich seine Polit ik nicht vom Im-
perialismus diktieren läßt, anzugreifen. Ein weiterer Grund dürfte 
unsere Zusammenarbeit mit chinesischen Firmen sein.
Wird!die!Republik!Sudan!Ihrer!Ansicht!nach!eher!wegen!ihrer!
geostrategischen!Bedeutung!oder!aus!ökonomischen!Gründen!
wegen!der!Ressourcen!Opfer!der!imperialistischen!Polit ik?
Wir sind der Ansicht, dass dies alles statt! n det, weil die Situation 
Sudans mehr oder weniger einzigartig ist. Einerseits sind wir das 
größte afrikanische Land und andererseits verfügen wir über zahl-
reiche wichtige Rohstoffe. Es gibt besipielsweise mehrere Studien, 
die davon ausgehen, dass Sudan die mit Abstand größten Ölvorräte 
ganz Afrikas besitzt. Die Region Darfur selbst hat dazu noch die 
größten Uranvorkommen. Beides wissen die Imperialisten ganz 
genau. Unsere jetzige Regierung hat, als sie die Macht übernahm, 
mit Chevron und Mobil die beiden größten US-amerikanischen 
Unternehmen aus dem Land geworfen. Um diese zu ersetzen, ko-
operieren wir jetzt mit staatlichen chinesischen Öl! rmen. Seitdem 
schicken die USA jedes Mal, wenn wir ein sogenanntes Problem mit 
der internationalen Gemeinschaft haben, eine Delegation hierher, 
welche uns anbietet, unter bestimmten Bedingungen diese „Pro-
bleme“ für uns zu lösen. Erst vor wenigen Monaten besuchte uns 
eine solche Delegation und bot uns an, unsere Probleme mit dem 
Internationalen Strafgerichtshof zu beseitigen. Zu den Bedingun-
gen sollte unter anderem gehören, dass wir die Zusammenarbeit 

nahmen um, um die Ausbeutung der Arbeiter und der Rohstoffe zu 
intensivieren, was zu erhöhten Pro! ten und der Ballung von Land-
besitz führt. Gleichzeitig ist es kein Zufall, dass die Rivalität unter 
den ausländischen multinationalen Konzernen bei bedeutenden 
griechischen Bauprojekten schärfer wird. Die strukturellen Refor-
men, die in all den Jahren von Regierungen aus ND oder PASOK 
umgesetzt wurden, standen alle unter den Maßgaben des Kapitals 
und hatten mit den Interessen der Menschen nie etwas zu tun. Die 
heutigen Bedürfnisse der Arbeiterklasse und allgemein des Volkes 
verlangen nach einem radikalen Wechsel der Ökonomie und des 
politischen Systems. (…)

Der Imperialismus ist nicht unverwundbar!

Wenn die Menschen wollen, dann werden sie es schaffen!

Die Kommunisten können die laute Stimme der Arb eiter, der 
Immigranten, der Jugend, die sich nicht aufgibt und der A lten, 
die Unterstützung brauchen, werden!

Mit  größerer Kr aft können wir  noch mehr err eichen, noch wei-
ter gehen, den Weg für r adikale Änderungen vorbereiten!

Stimmt bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 
2009 ALLE für  die Kommunistische Partei Gr iechenlands!

21. Juni 2008, Zentralkomitee der KKE

*Der Wahlaufruf der KKE musste aus Platzgründen deutlich gekürzt werden; der 
gesamte Text ist jedoch auf der KI-Homepage (www.kommunistische-initiative.
de) nachzulesen;
Übersetzung aus dem Englischen: Redaktion der „Trotz Alledem“

Int erv iew  mit Ab uba kr Ahm ed vom
Sud ane sis che n Ju gen dver ban d
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 Erstunterzeichner des Aufru fs
 „Schaff t die Kommunistische Initi ative in  
 Deutschland!“ sind unter anderem:

- Arn old Antusch, Polit ikwissenschaftler &
 Gewerkschaftssekretär, Köln
- Eri ch Buchholz, Jurist, Berlin
- Frank Flegel, Lehrer, Hannover
- Kur t Gossweiler, Historiker, Berli n
- Wolfgang Hermann, Bauingenieur, Dreesch
- Ingo Höhmann, Angestellter, Berlin
- Dieter It zerott, Maschinenschlosser und
 Parteiarbeiter in FDJ & SED, Torgau
- Nico Jühe, Schüler, Marl
- Sascha Jecht, Gra! ker, Sangerhausen
- Detlef Kr üger, Kulturwissenschaftler, Greiz
- Kai  Li nde, Schüler, Essen
- Michael Opperskalski, Journalist, Köln
- Andrea Vogt, Angestellte, Dresden
- Daniel Weigelt , Operator, Marzling

Kontakt (V.i.S.d.P): Michael Kubi, Mühlheimer Str. 6,
60386 Frankfurt/M.
Tel.: 0176-28 809 067
Mai l:  info@kommunistische-initiative.de
Int ernet: www.kommunistische-initiative.de

Wir  haben bereits mehrere Veranstaltungen 
durchgeführt , weitere Diskussionsveranstaltun-
gen sind in Vorbereitung, dieses Inf ormations-
bulletin wie auch die noch geplanten, regelmäßig 
erscheinenden Publikationsorgane kosten Geld, 
deswegen benötigen wir auch DEINE Unterstüt-
zung. Spende bit te daher, am besten regelmäßig 
auf unser Spendenkonto bei:

André Vogt, Norisbank (Dresden)
Konto-Nummer: 800 696 700, BLZ: 760 260 00 
Verwendungszweck:  „KI 2009“

mit den Chinesen beenden und stattdessen wieder amerikanische 
Ölkonzerne ins Land lassen. Außerdem sollten wir außenpolit isch 
Israel unterstützen und US-amerikanischen humanitären Orga-
nisationen die Arbeit in Darfur gestatten. Um den Hintergrund 
dieser Forderung zu verstehen, muss man wissen, dass einige der 
amerikanischen Hil fsorganisationen in Wahrheit Geheimdienst-
organisationen sind. Wir wissen, um welche es sich dabei handelt 
und haben ihnen deswegen die Einreise nicht erlaubt. Nebenbei 
erwähnt, hatten wir ebenfalls schon sehr negative Erfahrungen mit 
französischen Hilf sorganisationen, die etwa Kinder verschleppten 
und gegen den Willen ihrer Eltern nach Frankreich aus" ogen.
Nachdem wir also dieses Angebot der USA abgelehnt hatten, wur-
de der Präsident des Völkermords angeklagt. In unseren Augen 
hat der Internationale Strafgerichtshof keine Legitimation, und 

deswegen werden wir mit ihnen auch nicht verhandeln.
Welche!Regierungen!unterstützen!Sudan!momentan! in!dieser!
Auseinandersetzung?
Es gibt viele Regierungen, die uns in dieser Sache unterstützen. 
Dazu gehören die Türkei, Russland, Iran, China, die meisten 
arabischen Staaten und bis auf sechs alle afrikanischen. In Süd-
amerika unterstützen uns Brasilien und natürlich auch Kuba und 
Venezuela. Wir werden ebenfalls von einigen asiatischen Ländern 
unterstützt, was manche of! ziell  tun, andere hingegen – um ihre 
Beziehungen zu den USA nicht zu gefährden – inof! z iell. Zwar 
sind viele dieser Länder zu schwach, um etwas gegen die USA 
bewirken zu können, aber ihre politische und auch moralische 
Unterstützung ist dennoch von großem Wert für uns.

Int ern ati ona le Kon fer enz  ma rxi sti sch -le nini sti sch er 
Par tei en und  Or gan isa tio nen  in P rag

Am 15. November 2008 fand in Prag die 25. Theoretisch-ideologische 
Konferenz mit internationaler Teilnahme marxistisch-leninistischer 
Parteien und Organisationen statt. Diese regelmäßig organisierten 
Treffen werden von der Prager Parteiorganisation (Distrikt 1) und der 
Kommunistischen Partei Böhmens und Mährens organisiert. Unter 
den geladenen Gästen befanden sich Delegierte der KPRF, der KP 
Portugals, der KKE, der Kommunistische Partei Großbritanniens / 
Marxisten-Leninisten (CPGB/ML), der Partei der Arbeit Belgiens 
(PTB), der KI Österreich sowie Vertreter aus Nordkorea (KDVR), 
Vietnam, Kuba, Venezuela, Weißrussland, Polen, Dänemark und na-
türlich aus Tschechien. Aus Deutschland waren neben Vertretern der 
offen-siv auch die Kommunistische Initiative Deutschland geladen. 
Das Schwerpunktthema dieser Konferenz war die Einheit der Kom-
munisten bzw. die Analyse der Probleme für diese immer notwendiger 
werdende Einheit. Es wurden eine Reihe wichtiger Referate gehalten, 
die die Grundlagen dieser Einheit klar machten; so konnte auch die 
KI Deutschland eine Grußbotschaft mit ihrem langfristig angelegten 
Ziel – der Schaffung einer einheitl ichen Kommunistischen Partei in 
Deutschland auf der Grundlage marxistisch-leninistischer Prinzipien 
– vorstellen. Dabei konnten wir feststellen, dass unser Verständnis 
der Einheit der Marxisten-Leninisten, sowie vom Marxismus-Le-
ninismus im Allgemeinen mit anderen Vertretern aus dem Ausland 
konform geht. 
Es wurden eine Reihe wichtiger und interessanter persönlicher Ge-
spräche geführt. Die Hauptinteressenten am Projekt der Kommuni-

stischen Initiative für Deutschland waren namentlich die Genossen 
aus Griechenland und Dänemark. Aber auch andere Delegierte er-
kundigten sich nach unserem Vorhaben, so z.B. Genossen der CPGB/
ML, der PTB oder aus Weißrussland. Letztere haben uns auch eine 
Reihe an Info-Materialien (in russischer Sprache) überreicht, die noch 
ausgewertet werden.
In den Gesprächen wurden Themen wie die Lage der Kommunisten 
in Deutschland, unsere konkreten Vorstellungen und Pläne, unsere 
Ziele, sowie die Gründe und Ursachen für unsere Initiative angespro-
chen. Es fand ein reger Wissens- und Erfahrungsaustausch statt, bei 
denen die sprachlichen Probleme keinerlei Hindernis darstellten (un-
sere Gespräche waren ein Mix aus Englisch, Russisch, Griechisch, 
Spanisch und Deutsch).
Für die Kommunistische Initiative war die Konferenz aus mehreren 
Gründen ein Erfolg:
1. Wir hatten die Möglichkeit, uns international vorzustellen
2. Wir konnten uns über die Lage der Kommunisten – zumindest in 
Europa – informieren. 
3. Unsere Ziele und Forderungen fanden Zuspruch.
4. Und das wohl Wichtigste: Wir konnten internationale Kontakte 
knüpfen und wurden anerkannt.
Diese Punkte zeigen, dass die KI sich auf dem richtigen Weg be! ndet 
und auch außerhalb der BRD Zustimmung ! ndet.
Die Reden einiger wichtiger Vertreter der Konferenz sowie die 
Grußbotschaft der KI können auf der Homepage der KI eingesehen 
werden.

Michael!Kubi,!Frankfurt


